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I  BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§9 Abs. 1 BauGB)

1 Art der baulichen Nutzung (§9 Abs.1 Nr.1 BauGB)

1.1 Das allgemeine Wohngebiet (WA nach § 4 BauNVO) dient vorrangig der Wohnnutzung.

1.2 zulässige Nutzungen in den WA1 (1.1, 1.2, 1.3):

· Wohngebäude

· Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke

· nicht störende Gewerbebetriebe

· Anlagen für Verwaltungen

1.3 zulässige Nutzungen in den WA2 (2.1, 2.2, 2.3):

· Wohngebäude

· Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke

· der Versorgung des Gebietes dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften

· nicht störende Handwerksbetriebe

· sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

· Betriebe des Beherbergungsgewerbes

· Anlagen für Verwaltungen

· die ausnahmsweise Nutzung der ersten zwei oberirdischen Geschosse als Garage

1.4 Die sonstigen in §4 Abs. 2 Nr. 2 sowie in §4 Abs 3. genannten Nutzungen werden ausgeschlossen.

2  Maß der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§16-21 BauNVO)

2.1 Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß §17 BauNVO im WA mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 und einer Geschossflächenzahl

(GFZ) von 1,2 festgesetzt. In den WA 1.1 und 2.2 wird gemäß §17 Abs. 2 BauNVO eine GFZ von 2,4 festgesetzt.

2.2 Die zulässige GRZ darf gemäß §19 Abs. 4 BauNVO durch die Grundflächen von Nebenanlagen im Sinne des §14 BauNVO, Garagen,

Stellplätze und Zufahrten zu den Stellplätzen bis zu 50 vom Hundert überschritten werden.

2.3 Die Zahl der Vollgeschosse als Mindest- und Höchstmaß wird  durch Planeintrag festgesetzt. (§20 BauNVO).

2.4 Die maximale Trauf- (TH) bzw. Firsthöhe (FH) wird als Höchstmaß durch Planeintrag festgesetzt. (§18 BauNVO).  Die Bezugsebene ist NHN,

der Bezugspunkt des Geländes wird durch Planeintrag an der Einfahrt vom Sachsenplatz festgesetzt.

3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§22, 23 BauNVO)

3.1 Die überbaubare Grundstücksfläche wird gemäß §23 BauNVO durch Festsetzung von Baugrenzen und/oder Baulinien im Plan eingetragen.

3.2 Innerhalb der Baugrenzen wird durch Planeintrag in der Nutzungsschablone die offene oder geschlossene Bauweise in Einzelhäusern gemäß

§22 BauNVO festgesetzt.

3.3 Die Errichtung von baulichen Anlagen, die nach SächsBO in den Abstandsflächen zulässig sind (Terrassen, Zuwegungen, Zufahrten,

Stellplätze) oder Nebenanlagen im Sinne des §14 BauNVO, ist auch außerhalb der Baugrenzen ist zulässig. (§23 Abs. 5 BauNVO)

3.4 Eine ausnahmsweise Über- und Unterschreitung der Baulinien durch Gebäudeteile wie Rücksprünge, Erker, Loggien, Terrassen oder Balkone

ist bis zu einer Tiefe von 1,50 m (vor/hinter der Außenwand) und auf maximal 1/3 der Breite der jeweilgen Außenwand zulässig. (§23 Abs. 2

Satz 3 BauNVO)

4 Flächen für Nebenanlagen - Stellplätze und Tiefgaragen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

4.1 Tiefgaragen und großflächige Stellplatzanlagen sind nur in den planzeichnerisch gekennzeichneten Bereichen zulässig.

4.2 Tiefgaragen sind in hochwasserangepasster Bauweise zu errichten.

5 Flächen die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) - Gewässerschutzstreifen

5.1 An den Gewässern 1. und 2. Ordnung ist ein Schutzstreifen von 5,0 m Breite von Bebauung, Aufschüttung bzw. Abgrabung und/oder

Anpflanzungen freizuhalten. Der Schutzstreifen dient der Gewässerunterhaltung.

5.2 Änderungen im Bereich der Schutzstreifen sind mit der Unteren Wasserbehörde (Gewässer 1. Ordnung) bzw. dem Stadtbauamt der Großen

Kreisstadt Freital (Gewässer 2. Ordnung) abzustimmen.  

6 Verkehrsflächen und -anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

6.1 Die Differenzierung der Verkehrsflächen erfolgt durch Planeintrag.

6.2 Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung "Brückenkopf" dient als Vorbehaltsfläche für die konstruktive Ausbildung eines

Brückenauflagers mit einer UK von mindestens Hochwasserfall HQ200 plus 0,5m Freibord. Die Ausführung und Platzierung im

Gewässerrandstreifen ist durch die Untere Wasserbehörde des Landratsamtes Sächsische Schweiz-Osterzegbirge zu genehmigen.

6.3 Die Einfahrtsbereiche der Vorbehaltsflächen für Tiefgaragen und Stellplätze werden durch Planeintrag festgesetzt.

7 Flächen für die Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB); Hauptabwasserleitungen (§9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

7.1 Die Technischen Werke Freital GmbH sind berechtigt ein Regenüberlaufbauwerk auf der im Plan ausgewiesenen Fläche zu errichten,

betreiben und dauerhaft zu unterhalten.

7.2 Die Technischen Werke Freital GmbH sind berechtigt einen Mischwasser- & Regenwasserkanal DN500/750; DN700  auf der im Plan

ausgewiesenen Fläche zu errichten, betreiben und dauerhaft zu unterhalten.

8 Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

8.1 Schallschutz (i.V.m TA Lärm)

a) Die Dimensionierung der Außenbauteile an den gekennzeichneten Fassaden ist entsprechend DIN 4109 vorzunehmen. Dabei 

ist für Wohn- und Schlafräume der maßgebliche Außenlärmpegel für den Nachtzeitraum heranzuziehen.

Die maßgeblichen Außenlärmpegel können im Einzelnen der Anlage 3 des Bebauungsplanes (Schallimmissionsprognose, 

Bericht ABD 42998-01/21, Anlage A4.1) entnommen werden.

Für Schlafräume / Kinderzimmer an Fassaden mit Beurteilungspegeln von nachts > 45 dB(A) sind schallgedämpfte 

Belüftungseinrichtungen vorgesehen werden.

b) An der Südfassade des WA 2.1 (Bestandgebäude Sachsenplatz 3) dürfen nur dann Fenster für schutzbedürftige Nutzungen angeordnet

werden, wenn durch eine detaillierte schalltechnische Untersuchung (z.B. im Rahmen einer Baugenehmigung) nachgewiesen werden

kann, dass durch die hier vorgesehene Gewerbenutzung der Richtwert nach TA-Lärm nachts eingehalten wird.

1

8.2 Bodenschutz (i.V.m. BBodschG, BBodschV)

a) Sämtliche Boden- und Tiefbauarbeiten sind ingenieurtechnisch gemäß § 18 BBodSchG zu begleiten.

b) Anthropogene Auffüllungen sind mit mindestens 0,35 m nachweislich unbelasteten Böden zu überdecken. Für Hausgärten ist gemäß

BBodSchV eine Abdeckung mit mindestens 0,6 m nachweislich unbelasteten Böden vorzusehen.

c) Eine Umlagerung von belastetem Bodenaushub in lastfreie Bereiche (bspw. Grünflächen) kann lediglich im Rahmen der 

Zulässigkeit gemäß LAGA TR Boden durchgeführt werden.

d) Erdbaumaßnahmen sind im Vorfeld mit der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde abzustimmen.

Für Aufschüttungen mit Verbleib von Aushubmaterial vom Grundstück, ist eine Massebilanz mit der unteren Abfall- und

Bodenschutzbehörde abzustimmen.

8.3 Hochwasserschutz (i.V.m. WHG)

Hochbauten müssen mit Ihrer Lage im Überschwemmungsgebiet gemäß VwV Planvorlage durch die Untere Wasserbehörde genehmigt

werden. Die erforderliche hochwassersichere Bauweise ist im Rahmen der Genehmigung durch ein Fach-Ingenierubüro mit baulichen

Maßnahmen zu versehen.

9 private Grünflächen, Kinderspielplatz  (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

9.1 Die privaten Grünflächen sind als Rasenflächen zu gestalten oder gärtnerisch zu gestalten. Die Gestaltung von Kiesgärten ist untersagt.

9.2 Für Garten- und Grünflächennutzung ist gemäß § 12 BBodSchV eine durchwurzelbare Bodenschicht herzustellen.

9.3 Auf den nicht über-/ unterbaubaren Grünflächen dürfen Wege aus funktionalen oder gestalterischen Gründen sowie Stellflächen für Fahrräder

angelegt werden. Diese dürfen jedoch 10% der definierten Grünflächen nicht überschreiten.

9.4 Befestigungen sind in wasserdurchlässiger Form herzustellen. Stellflächen für PKW sind mit erhöhtem Versickerungsbeiwert auszuführen, z.B.

mit Ökopflaster (Splitt-/Rasenfugenpflaster). Ausgenommen sind erforderliche Sonderstellplätze für Behinderte.

9.5 Es ist ein Kinderspielplatz anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. Die Ausstattung des Spielplatzes ist so vorzusehen, dass Bereiche für

Kleinkinder und für Kinder bis zu 10 Jahren entstehen.  Das Umfeld dieser Fläche ist zur Schaffung einer hohen Aufenthaltsqualität mit Sitz-

und Verweilplätzen auszustatten. Die Verwendung von giftigen oder stark dornigen/ stachligen Pflanzen ist im direkten Umfeld des Spielplatzes

nicht zulässig.

10 Anpflanzungen, Erhaltung von Bäumen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

10.1 Die im Plan gekennzeichneten Bäume sind zu erhalten, während der Bauphase zu sichern und zu schützen sowie dauerhaft zu unterhalten

und zu pflegen.

10.2 Anpflanzungen im Baugebiet sind lt. Auswahllisten zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten.

Pro angefangene 400m² nicht be- oder unterbauter Grundstücksfläche ist ein Baum in der Qualität lt. Auswahlliste A zu pflanzen.

Außerdem ist je angefangenen fünf oberirdischen Stellplätzen für PKW in den privaten Grünflächen ein Baum der Auswahlliste A zu pflanzen.

Die im Plan standörtlich festgesetzten Bäume gehen in die Berechnung der so ermittelten, zu pflanzenden Gesamtanzahl ein.

Von den im Plan eingetragenen Standorten kann zur Anpassung an die örtlichen Gegebenheiten und bei begründeten gebietsgestalterischen

Anforderungen um bis zu 5,0m abgewichen werden.

Alle Pflanzungen sind innerhalb von 6 Monaten nach Abschluss der Baumaßnahme auszuführen. Anwuchsverluste sind art- und

qualitätsgerecht auszugleichen.

Auswahlliste A - Baumpflanzungen

Acer (Ahorn in Arten und Sorten)  Alnus cordata (Italienische Erle)

Carpinus betulus (Hainbuche) Castanea sativa (Esskastanie)

Corylus colurna (Türkische Baum-Hasel) Fraxinus ornus (Blumen- Esche)

Gleditsia triacanthos (Lederhülsenbaum in Sorten) Ginkgo biloba (Ginkgo*)

Prunus (Kirsche in Arten und Sorten) Tilia (Linde in Arten und Sorten)

Robinia pseudoacacia (Robinie in Sorten) Quercus  (Eiche in Arten und Sorten)

Prunus, Malus, Pyrus (Obstgehölze - u.a. Kirsche, Pflaume, Apfel, Birne)

Pflanzqualität: Stammumfang (StU) mind. 16/18cm, 3x verpflanzt, mit Drahtballen (3xv mDb)

11 Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur  Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(§9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Die im Plan mit "E" bezeichneten Flächen sind mit einer freiwachsenden Hecke aus Laubsträuchern laut Auswahlliste B zu bepflanzen und mit

einer standortgerechten, artenreichen Kräuter-Gräser- Mischung für trockene Standorte anzusäen. Die Pflanzung wie auch die Untersaat sind

extensiv zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten.

Auswahlliste B - Strauchpflanzungen

Cornus mas (Kornelkirsche in Sorten und Arten) Cornus (Hartriegel in Arten und Sorten)

Corylus avellana (Hasel) Mespilus germanica (Mispel) 

Rhamnus frangula (Faulbaum) Rosa ( Wild-/Strauchrosen)

Sambucus (Holunder in Arten und Sorten) Viburnum (Schneeball in Arten und Sorten)

Pflanzqualität: mehrfach verpflanzter Strauch oder Pflanzhöhe 60 - 100 cm mit/ohne Ballen (vStr mB/oB)

12 Artenschutzfachliche Maßnahmen (§9 Abs. 1 Nr. 20  BauGB i.V.m. §44 BNatSchG)

Zum Schutz vor Verbotstatbeständen nach BNatSchG wird die ökologische Baubegleitung durch ein Fachbüro festgesetzt. Diese muss

insbesondere folgende Punkte beachten:

a) Die Baufeldfreimachung muss unter Beachtung des §39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG ohne einen Ausnahmegrund 

außerhalb der Brut- und Setzzeiten erfolgen (01. Oktober - 28. Februar). Schnitt-, Fäll- und Rodungsarbeiten sind generell 

ausschließlich in der Zeit vom 01. Oktober bis 28. Februar erlaubt. Zu erhaltende Gehölze sind während der Bauzeit nach den aktuell

gültigen Rechts- und DIN Normen zu schützen.

b) Das Schlagrisiko an den Gebäudefassaden ist durch artenschutzfachliche Abstimmung der technischen Planung zu 

minimieren.

c) Es ist ein Konzept zur Vermeidung erheblicher Störwirkungen durch Außenbeleuchtung durch artenschutzfachliche 

Abstimmung der technischen Planung zu erstellen.

13 Flächen die mit Leitungsrechten belastet sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Die grundbuchrechtlich gesicherten Leitungsrechte der Technischen Werke Freital GmbH werden nachrichtlich übernommen. Es ist ein

Schutzstreifen von 7,0m Breite an den Leitungen sowie eine Fläche von 9,0m Breite und 10,0m Länge um das Regenüberlaufbauwerk von

Bebauung und Bepflanzung freizuhalten. Der Zugang zu den Einstiegsöffnungen des Regenüberlaufbauwerkes muss jederzeit gewährleistet

sein.

14 Sonstige Festsetzungen

Die geplanten Geländehöhen werden durch Planeintrag festgesetzt. Dabei ist die Bezugsebene NHN und der Bezugspunkt im Gelände

befindet sich an der Einfahrt zum Sachsenplatz. Die Höhen werden in m über NHN angegeben.

II  BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  (§9 Abs.4 BauGB i.V.m. § 89 SächsBO)

1 Dachgestaltung

1.1 Die zulässige Dachform in den Baugrenzen wird durch Planeintrag in der Nutzungsschablone festgesetzt.

1.2 Flachdächer sind extensiv zu begrünen.

Sattel- und Mansarddächer sind mit harter Bedachung in dunklem Grau oder in Rottönen zu gestalten.

1.3 Die zulässige Dachneigung von Satteldächern beträgt 35 - 45° und von Mansarddächern 55 - 75° .

1.4 Dächer von Nebenanlagen sind als Pult- oder Flachdächer zu gestalten und extensiv zu begrünen.

1.5 Dächer von Tiefgaragen sind intensiv zu begrünen.

1.6 Die Installation von Solaranlagen ist zulässig.

2 Fassadengestaltung

2.1 Zulässig ist die großflächige Gestaltung mit Klinkern in Erdtönen und Putzfassaden in gedecktem Weiß bis Erdtönen. Weiterhin sind nicht

spiegelnde Metall- oder Kunststoffverkleidungen in gedeckten Erdtönen zulässig.

2.2 Die Vorgaben zur Vermeidung des Schlagrisikos nach den artenschutzfachlichen Maßnahmen sind zu beachten.

3 Unbebaute Freiflächen

3.1 Befestigungen sind in wasserdurchlässiger Form herzustellen. Stellflächen für PKW sind mit erhöhtem Versickerungsbeiwert auszuführen, z.B.

mit Ökopflaster (Splitt-/Rasenfugenpflaster). Ausgenommen sind erforderliche Sonderstellplätze für Behinderte.

3.2 Grundsätzlich sind alle nicht über-/ unterbauten Flächen gärtnerisch vorzubereiten und mit Rasen, Wiese und/oder Pflanzflächen mit Stauden

und/oder Gehölzen zu begrünen.

III HINWEISE

1 Kartengrundlage

Der Bebauungsplan wurde im Maßstab 1:500 auf dem aktuellen Auszug aus dem Liegenschaftskataster der Vermessungsverwaltung des Freistaates

Sachsen Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge erstellt.

2 Schutz der Vermessungs- und Grenzpunkte

Bei der Umsetzung der Planung sollten gefährdete Grenzmarken durch einen  öffentlich bestellten Vermessungsingenieur gesichert werden

(SächsVermG). Eine Gefährdung der im Planungsgebiet vorhandenen Lage- und Höhenfestpunkte ist dem Landratsamt Sächsische

Schweiz-Osterzgebirge, Kreisvermessungsamt unverzüglich mitzuteilen. Vor Beginn der Bauarbeiten wird empfohlen, aktuelle Auskünfte zum

geodätischen Festpunktnetz einzuholen.

3 Archäologie

Bodenfunde (auffällige Bodenverfärbungen, Gefäßscherben, Gräber, Knochen, Geräte aus Stein und Metall, Münzen, Steinsetzungen aller Art u.a.)

sind sofort dem Landesamt für Archäologie zu melden.

Fundstellen sind inzwischen vor weiteren Zerstörungen zu sichern. Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale entdeckt werden ist ebenfalls das

Landesamt für Archäologie unverzüglich zu unterrichten. Die entdeckten Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf des vierten

Tages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten und zu sichern, sofern die zuständige Fachbehörde nicht mit einer Verkürzung der

Frist einverstanden ist. (§20 SächDSchG).

4 Bodenschutz, Altlasten

Bei baulichen Arbeiten bekannt werdende Altlasten bzw. selbst verursachte schädliche Bodenveränderungen sind gemäß § 10 Abs. 2 SächsABG

unverzüglich dem Landratsamt, Kreisumweltamt, Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde mitzuteilen und die Arbeiten bis zur Feststellung der

Kontamination und Festlegung der erforderlichen Maßnahmen einzustellen.

5 Bohranzeige- und Bohrergebnismitteilungspflicht

Bei Durchführung von Bodenaufschlüssen sind die Bohranzeige- und Bohrergebnismitteilungspflicht entsprechend der einschlägigen rechtlichen

Grundlagen zu berücksichtigen. Im Rahmen der Planung von baulichen Anlagen ist eine notwendige Baugrunduntersuchung durchzuführen.

6 Strahlenschutz

Auf dem Gebiet werden radiologische Begutachtungen durchgeführt. Auf deren Grundlage werden die sich ergebenden rechtlichen Anforderungen an

den Strahlenschutz berücksichtigt. Der Referenzwert für die über das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft von 300 Bq/m³ für

die Aufenthaltsräume und Arbeitsplätze in Innenräumen muss eingehalten werden (§§ 121 - 132 StrlSchG (2)/ §§ 153 -158 StrlSchV (3).

Der Zutritt von Radon muss durch eine fachgerechte Ausführung der erdberührten Bauteile und der Maßnahmen zum Feuchteschutz nach den

allgemein anerkannten Regeln der Technik verhindert werden.

7 Hochwasserschutz

Der Geltungsbereich befindet sich im nach § 72 SächsWG bzw. § 76 WHG festgesetzten Überschwemmungsgebiet der "Vereinigten Weißeritz".

Der Hochwasserschutz muss bei der Bauausführung an die rechtlichen Anforderungen zum Bauen in Überschwemmungsgebieten bzw.

Überschwemmungsgefährdeten Gebieten angepasst werden. (§ 78 Abs. 5 S. 1 Ziff. 1. a) bis d), Ziff. 2. und S. 2 WHG i.V.m. § 74 SächsWG)

8 Angrenzendes Landschaftsschutzgebiet und Wald

Der Geltungsbereich befindet sich in der Nähe zum Wald nach Sächsischen Waldgesetz (Flstk. 197 und 195/1 der Gemarkung Niederhäslich).

Weiterhin grenzt er unmittelbar an das Landschaftsschutzgebiet „Windberg“.  Die  damit einhergehenden Abstände zur Bebauung sind bei der

Planung zu beachten.
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ARCHITEKT VDA

WERKSODQ GmbH

Vorhabenträger/Auftraggeber:
HD Investitions- und Verwaltungs GmbH
Esslinger Straße 4-10
73779 Deizisau

Bebauungsplan

"Stadtzentrum - Wohnareal Am Sachsenplatz" Freital

(Bebauungsplan der Innenentwicklung nach §13a BauGB)

Planzeichnung (A) und textliche Festsetzungen (B)
Maßstab 1:500 Rechtsplan i.d.F vom 18.05.2021

Burgwartstraße 77a, 01705 Freital,

Tel. 0351/650511, architekturplan@t-online.de

1 AUFSTELLUNGSVERMERK

Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Freital hat am 06.09.2018 mit der Beschluss-Nr.073/ 2018 die Aufstellung des

Bebauungsplanes im Verfahren nach §13a BauGB beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde ortsüblich am 28.09.2018 im

Amtsblatt "Freitaler Anzeiger" Nr. 17/2018 bekannt gemacht.

Freital, den Siegel 

Rumberg, Oberbürgermeister

_______________________________________________________________________________________________________________

2 VERMERK ÜBER DIE ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG UND BEHÖRDENBETEILIGUNG

Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Freital hat am .................... .......... mit der Beschluss-Nr. ....................................den Entwurf

des Bebauungsplanes i. d. F. vom............................ mit seiner Begründung gebilligt und nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. § 13

Abs. 2 Nr. 2 BauGB zur öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt.

Die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes i. d. F. vom .................. wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen

schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, am ................. ........ im Freitaler Amtsblatt "Freitaler Anzeiger" Nr.

.............. bekannt gemacht.

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom .....................um

Stellungnahme gebeten und von der öffentlichen Auslegung benachrichtigt.

Der Entwurf des Bebauungsplans i. d. F. ................................ mit seiner Begründung hat in der Zeit vom .................. bis

einschließlich ..................... ............. in der Stadtverwaltung Freital, Stadtplanungsamt, Dresdner Straße 56, 01705 Freital

während der Sprechzeiten öffentlich ausgelegen.

Die Planunterlagen haben auch auf der Internetseite des Landesportals des Freistaates Sachsen unter

www.buergerbeteiligung.sachsen.de sowie auf der Internetseite der Stadt Freital www.freital.de ausgelegen.

Freital, den Siegel 

Rumberg, Oberbürgermeister

_______________________________________________________________________________________________________________

3 ABWÄGUNGSVERMERK ZUR ÖFFENTLICHEN AUSLEGUNG UND BEHÖRDENBETEILIGUNG

Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Freital hat die während des Beteiligungsverfahren abgegebenen Stellungnahmen der

Öffentlichkeit und der Behörden sowie sonstigen Träger öffentlicher Belange am ................................. geprüft und mit

Beschluss-Nr. ....................................über sie beschlossen.

Freital, den Siegel 

Rumberg, Oberbürgermeister

_______________________________________________________________________________________________________________

4 VERMERK ÜBER SATZUNGSBESCHLUSS

Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Freital hat den Bebauungsplan i. d. F. vom ..........................  mit

Beschluss-Nr..........................am ..................... als Satzung beschlossen und die Begründung zum Bebauungsplan gebilligt.

Freital, den Siegel 

Rumberg, Oberbürgermeister

_______________________________________________________________________________________________________________

5 AUSFERTIGUNGSVERMERK

Die Satzung über den Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) sowie der Planzeichenerklärung und Textteil

(Teil B) wird hiermit ausgefertigt.

Freital, den Siegel 

Rumberg, Oberbürgermeister

_______________________________________________________________________________________________________________

6 BEKANNTMACHUNGSVERMERK

Der Beschluss der Satzung wurde mit dem Hinweis auf die Stelle, bei der der Bebauungsplan auf Dauer während der

Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, am.................... im Freitaler

Amtsblatt "Freitaler Enzeiger"  Nr. ................ ortsüblich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung wurde auf die

Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 und 3, Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 BauGB und

§ 215 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BauGB und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen i.S.d. § 44 Abs. 3

Satz 1, 2 und Abs. 4 BauGB sowie auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und

Formvorschriften nach § 4 Abs. 4 SächsGemO hingewiesen.

Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung des Beschlusses als Satzung in Kraft.

Freital, den Siegel 

Rumberg, Oberbürgermeister

Planverfasser:

Große Kreisstadt Freital

Stadtverwaltung Freital

Stadtplanungsamt

Dresdner Straße 56, 01705 Freital

BEBAUUNGSPLAN "STADTZENTRUM - WOHNAREAL AM SACHSENPLATZ"

I BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§9 Abs. 1 BauGB)

1 Art der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet (WA) (§4 BauNVO)

2  Maß der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§16-21 BauNVO)

GRZ 0,4 max. zulässige Grundflächenzahl (GRZ) (§19 BauNVO)

GFZ 1,2 max. zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) gem. Nutzungsschablone

(§§17, 20 BauNVO)

X - XII Zahl der Vollgeschosse als Mindest- und Höchstmaß gem. Nutzungsschablone

(§20 BauNVO)

TH 190.00 max. zulässige Traufhöhe (TH) in m über NHN gem. Nutzungsschablone

FH 196.00 max. zulässige Firsthöhe (FH) in m über NHN gem. Nutzungsschablone

3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

(§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§22, 23 BauNVO)

o offene Bauweise gem. Nutzungsschablone (§22 Abs. 1 BauNVO)

g geschlossene Bauweise gem Nutzungsschablone  (§22 Abs. 2 BauNVO)

E Einzelhäuser (§22 Abs. 2 BauNVO)

Baulinie (§ 23 Abs. 2 BauNVO)

Baugrenze (§23 Abs. 3 BauNVO)

4 Verkehrsflächen und -anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

öffentliche gemischte Verkehrsfläche

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung:

Zufahrt

Fuß-/Radweg

Fußweg

Brückenkopf

Parkplatz

Einfahrtbereich

Straßenbegrenzungslinie

5 Flächen für die Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Fläche für die Abwasserbeseitigung

(Regenüberlaufbauwerk - i.V.m. Leitungsrecht 1 - LR1)

6 Hauptabwasserleitungen

  

(§9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

unterirdische Leitung

Mischwasser- & Regenwasserkanal DN500/750; DN700 Technische Werke

Freital GmbH (i.V.m. Leitungsrecht 1 - LR 1)

7 Grünflächen, Anpflanzungen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 25 BauGB)

private Grünflächen

private Grünfläche, Zweckbestimmung Spielplatz

Erhaltung von Bäumen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

Pflanzbindung Baum

9 Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung

von Boden, Natur und Landschaft (§9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur

Entwicklung von Natur und Landschaft (§9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)  (E)

Freiwachsende Hecke aus Laubsträuchern

10 Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die

Regelung des  Wasserabflusses

(§9 Abs.1 Nr. 16, Abs. 6a BauGB)

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz

und die Regelung des Wasserabflusses

Zweckbestimmung: Überschwemmungsgebiet HQ 100

Wasserfläche

Vereinigte Weißeritz - Gewässer 1.Ordnung

Poisenbach  - Gewässer 2. Ordnung

11 Sonstige Festsetzungen

Geländehöhe Bestand - Bezugspunkt in m über NHN

Geländehöhe Bestand in m über NHN

Geländehöhe geplant in m über NHN (§9 Abs. 3 BauGB)

Umgrenzung der Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und

Gemeinschaftsanlagen  (§9 Abs. 1 Nr. 4, 22 BauGB)

Zweckbestimmung Tiefgarage

Zweckbestimmung Stellplätze (Bestand)

Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen (§9 Abs. 1 Nr. 21BauGB)

hier Leitungsrecht 1 - LR1 zugunsten d. Technischen Werke Freital GmbH

Umgrenzungen der Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§5 Abs. 2

Nr. 6 und Abs. 4 BauGB)

Kennzeichnung der Fassaden an denen passive Schallschutzmaßnahmen zum

Schutz vor Verkehrslärm notwendig sind

III - Lärmpegelbereich 3 - 61 bis 65 dB(A)

IV - Lärmpegelbereich 4 - 66 bis 70 dB(A)

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§9 Abs. 1 Nr.

10 BauGB)

Zweckbestimmung: Gewässerunterhaltung

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes

(§9 Abs. 7 BauGB)

II BAUODNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

(§9 Abs.4 BauGB i.V.m. § 89 SächsBO)

1 Dachgestaltung

FD Flachdach gemäß Nutzungsschablone

SD Satteldach gemäß Nutzungsschablone

MD Mansarddach gemäß Nutzungsschablone

III BESTANDSANGABEN/HINWEISE

Flurstücksnummer der Gemarkung Deuben/ Niederhäslich

Flurstücksgrenzen der Gemarkung Deuben/ Niederhäslich

Gemarkungsgrenze zwischen Deuben und Niederhäslich

Vorhandene Bebauung

Ufermauer

NUTZUNGSSCHABLONE

Z

E

Ü

TGa

Deuben

Niederhäslich

WA

Art der baulichen Nutzung, (Allgemeines Wohngebiet Nr. ) 

Maß der baulichen Nutzung

max. GRZ

UMGEBUNGSKARTE

LUFTBILD MIT PLANGEBIET

Bauweise

Einzelhäuser

Bauweise

geschlossen/offen

Geschossigkeit

max. Traufhöhe in m. ü. NHN

max. Firsthöhe in m ü. NHN

Dachform

St

 TEIL A  PLANZEICHNUNG
 TEIL B  TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

RECHTLICHE GRUNDLAGEN

- BauGB -  Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634),  das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom
8. August 2020 (BGBl. I S. 1728) geändert worden ist

- BauNVO - Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke - Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November
2017 (BGBl. I S. 3786)

- BBodschG - Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S.
306) geändert worden ist

- BBodschV - Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12. Juli 1999 (BGBl. I S. 1554), die zuletzt durch Artikel 126 der Verordnung vom 19.
Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist

- BNatSchG - Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege - Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 5
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist

- PlanZV - Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung)  vom 18. Dezember 1990
(BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert  worden ist

- SächsNatSchG - Sächsisches Naturschutzgesetz vom 6. Juni 2013 (SächsGVBl. S. 451), das zuletzt durch das Gesetz vom 9. Februar 2021
(SächsGVBl. S. 243) geändert worden ist

- SächsBO - Sächsische Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 2016 (SächsGVBl. S. 186), die zuletzt durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (SächsGVBl. S. 706) geändert worden ist

- VwV Planvorlage - Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landesentwicklung über die Anforderungen an die
Planvorlagen für wasserwirtschaftliche Vorhaben vom 1. November 1995 (SächsABl. S. 1312), zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 7.
Dezember 2017 (SächsABl. SDr. S. S 433)

- Waldgesetz für den Freistaat Sachsen -   vom 10. April 1992 (SächsGVBl. S. 137), das zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 11. Mai 2019
(SächsGVBl. S. 358) geändert worden ist

- WHG - Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1408)
geändert worden ist

-
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